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§3
Form der Vertragsangebote

(1) Die Vertragsangebote sind auf dem Vordruck Wirt­
schaftsvertrag (Liefervertrag),2 vollständig unter Beachtung 
der von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik/Zen- 
tralstelle für Primärdokumentation herausgegebenen Ausfüll­
vorschriften zu unterbreiten.

(2) Zusätzlich haben die Bedarfsträger
— gesonderte Vertragsangebote für den Bedarf gemäß den 

§§ 25 und 26 des Vertragsgesetzes vom 25. März 1982 (GBl. I 
Nr. 14 S. 293) zu unterbreiten;

— 50 Bestellpositionen je Vertragsangebot nicht zu über­
schreiten ;

— den Bedarf für Erzeugnisse nur einer Fachabteilung und 
eines Planjahres zusammenzufassen;

— gesonderte Vertragsangebote für unterschiedliche Ver­
sandanschriften zu unterbreiten;

— die Bestellnummern (Feld 3 des Wirtschaftsvertrages) auf 
14 Stellen zu beschränken.

§4
Rationelle Lieferungen

Die VEB MBH sind berechtigt, bei Massenerzeugnissen mit 
geringem Einzelwert (außer bei Erzeugnissen, für die gemäß 
den Rechtsvorschriften3 Bilanzanteile zum Bezug beim Pro­
duktionsmittelhandel herausgegeben werden) die Anzahl 
von Erzeugnissen zu liefern, die der nächstgrößeren Ver­
packungseinheit entspricht, soweit hierdurch nicht unver­
hältnismäßige Abweichungen von der Bestellmenge auftre- 
ten. Die VEB MBH haben den Bedarfsträgern über die Größe 
der Verpackungseinheiten Auskunft zu erteilen.

§5
Behandlung von Verträgen am Ende des Planjahres

Für im Planjahr durch die VEB MBH nicht erfüllte Ver­
träge (außer über Erzeugnisse, für die gemäß den Rechtsvor­
schriften Bilanzanteile zum Bezug beim Produktionsmittel­
handel herausgegeben wurden3) tritt am 15. Februar des Fol­
gejahres Nichterfüllung ein, wenn nicht bis zu diesem Zeit­
punkt
— durch den betreffenden MBH geliefert, ein neuer Liefer­

termin genannt oder
— durch den Bedarfsträger das Weiterbestehen des Bedarfs' 

schriftlich mitgeteilt wurde.
Verträge über Bedarf gemäß § 25 des Vertragsgesetzes gelten 
in jedem Fall weiter.

§ 6

Leihverpackung
(1) Der Einsatz von Leihverpackungen wird auf den 

Versandpapieren, Rechnungen oder sonstigen Belegen mit 
Angabe des Neuwertes vermerkt.

(2) Für die Leihverpackung gilt eine Rückgabefrist von 
20 Arbeitstagen.

(3) Die Leihverpackung ist an das vom VEB MBH genannte 
Lager frachtfrei zurückzusenden.

(4) Bei Streckenlieferungen gilt die direkte Rücklieferung 
der Leihverpackung durch die. Bedarfsträger an den Her­
steller als vereinbart.

2 Zu beziehen beim Vordruck-Verlag Spremberg.
3 z. Z. gilt die Anordnung vom 14. April 1988 über die Nomenklatur 

für die Planung, Bilanzierung und Abrechnung von Material, Aus­
rüstungen und Konsumgütem zur Ausarbeitung und Durchführung 
der Jahresvolkswirtschaftspläne — Bilanzverzeichnis — (Sonderdruck 
Nr. 688/19 des Gesetzblattes) in der Fassung der Anordnung Nr. 2 vom 
15. Aprl 1989 (Sonderdruck Nr. 688/20 des Gesetzblattes).

4 Z. Z. gilt die Anordnung vom 14. Mal 1981 über die Rücklieferung
und Wiederverwendung von Verpackungsmitteln aus Wellpappe und 
Vollpappe (GBl. I Nr. 20 S. 260) in der Fassung der Anordnung Nr. 2 
vom 28. Mai 1987 (GBl. I Nr. 16 S. 188).

§ 7

Rückführung von Verpackungsmitteln 
aus Well- und Vollpappe

(1) Soweit die VEB MBH zur Versandverpackung Kartons 
aus Well- bzw. Vollpappe verwenden, die auf Grund der 
Rechtsvorschriften4 rücklieferungspflichtig sind, sind die Be­
darfsträger verpflichtet, von den in einem Quartal geliefer­
ten Verpackungsmitteln 50 % im wiederverwendungsfähigen 
Zustand bis zum Ende des Monats, der auf das Kalender­
quartal folgt, an die von den VEB MBH benannten Versand­
anschriften zurückzusenden.

(2) Zur Erfassung der gelieferten Verpackungsmittel wei­
sen die VEB MBH die Anzahl und den Neuwert der gelie­
ferten Verpackungsmittel in ihren Warenrechnungen aus.

(3) Die Zahlung der Vergütung für die als wiederverwen­
dungsfähig anerkannten Verpackungsmittel aus Well- und 
Vollpappe erfolgt innerhalb von 28 Tagen nach Eingang.

(4) Der Rücklieferung ist ein Lieferschein beizufügen, aus 
dem Stückzahlen und Verpackungsmittelabmessungen er­
sichtlich sind.

§ 8
Transport und Versand

(1) Die VEB MBH liefern auf der Grundlage der Rechts­
vorschriften ab Handelslager je nach Menge und Beschaf­
fenheit der Erzeugnisse bei
— Bahnversand „Frei Empfangsstation“,
— Postversand „Frei Zustellpostamt“,
— Transportarten mit Nutzkraftfahrzeugen „Frei Lager“ des' 

Bedarfsträgers.
(2) Die Transportkosten, die durch die VEB MBH zu tra­

gen sind, beziehen sich auf die Kosten pro Warenlieferung 
zu Hauptlagern des Bedarfsträgers im Versorgungsbereich 
des VEB MBH. Darüber hinausgehende Kosten zu anderen 
Leistungsorten außerhalb des Versorgungsbereiches des VEB 
MBH sind durch die Bedarfsträger zu tragen.

(3) Bei Lieferungen im Streckengeschäft gilt die Preisstel­
lung der Herstellerbetriebe.

(4) Die Bedarfsträger haben Anlieferungen im Werkver­
kehr zu den in den Rechtsvorschriften über den Stückgut­
transport5 festgelegten Zeiten und Bedingungen entgegenzu­
nehmen.

§ 9

Eingangsprüfung und Empfangsbestätigung
Bei allen Lieferungen der VEB MBH sind die Anzahl der 

übernommenen Versandeinheiten (Paletten, Behälter, Kisten 
usw.) und sofort nachprüfbare Stückzahlen der Erzeugnisse 
ebenso wie Transportschäden bei Entgegennahme auf der 
Empfangsbestätigung zu vermerken.

§ 10
Preise

Die VEB MBH liefern an die Bedarfsträger zum IAP plus 
volle Großhandelsspanne und genehmigte Preiszuschläge 
oder zu den in speziellen Rechtsvorschriften vorgeschriebe­
nen Preisen.

§11
Verrechnungsverfahren

(1) Die Rechnungsbeträge werden durch die VEB MBH im 
Lastschriftverfahren nach den Rechtsvorschriften3 unter Be-

5 Z. Z. gilt die Anordnung vom 15. Februar 1984 über den öffent­
lichen Transport von Stückgut — Stückgut-Transport-Anordnung 
(StTO) — (GBl. I Nr. 9 S. 93) in der Fassung der Anordnung Nr. 2 
vom 23. Oktober 1985 (GBl. I Nr. 32 S. 365) und der Anordnung Nr. 3 
vom 4. Juni 1987 (GBl. Nr. 16 S. 189).

6 Z. Z. gilt die Anordnung vom 13. Oktober 1983 über das Last- 
schriftverfahren — Lastschrift-Anordnung - (GBl. I Nr. 30 S. 296).


